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Allgemeine Geschäftsbedingungen der TZT Wilbring GmbH - Stand 10/2018 
 
Verkaufs-, Lieferungs-, Werklieferungs- und Zahlungsbedingungen der Firma TZT  Wilbring 
GmbH,  Ahaus-Ottenstein 
    
        § 1 Allgemeines 
1. Diese Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für die Erbringung von Lieferungen und Leistungen – 

auch für Auskunft und Beratung – der Firma TZT Wilbring GmbH (Verkäufer) an Unternehmer im 
Sinne von § 14 BGB, das heißt natürliche oder juristische Personen, welche die Ware oder Leis-
tung zur gewerblichen oder beruflichen Nutzung erwerben, sowie an juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen (Käufer). 

2. Diese AGB gelten ausschließlich; entgegenstehende oder von diesen AGB abweichende Bedin-
gungen des Käufers werden vom Verkäufer nicht anerkannt, es sei denn, er hat ausdrücklich ih-
rer Geltung zugestimmt. Diese AGB gelten auch dann, wenn der Verkäufer in Kenntnis entgegen-
stehender oder von diesen Geschäftsbedingungen abweichender Bedingungen des Käufers die 
Lieferungen und Leistungen vorbehaltlos ausführt. 

3. Soweit im Folgenden von Textform die Rede ist, sind damit sowohl die schriftliche Form als auch 
die in § 126b BGB beschriebene Form zulässig, also insbesondere auch das Telefax oder die E-
Mail. 

4. Mündliche Zusagen durch Vertreter oder sonstige Hilfspersonen des Verkäufers bedürfen der Be-
stätigung durch den Verkäufer in Textform. 

5. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die der Käufer dem Verkäufer oder einem Dritten 
gegenüber abzugeben hat, bedürfen der Textform. 

 
        § 2 Angebote, Leistungsinhalte, Preise, Lieferfristen 
1. Die Angebote des Verkäufers sind freibleibend. 
2. Eine Beratungspflicht übernimmt der Verkäufer nur kraft gesondertem Beratungsvertrag in Text-

form. 
3. Durch den Verkäufer gemachte Angaben zum Gegenstand der Lieferung oder Leistung (z. B. Ge-

wichte, Maße, Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Toleranzen und technische Daten) sowie Darstel-
lungen desselben (z. B. Zeichnungen und Abbildungen) sind nur annähernd maßgeblich und als 
Durchschnittswerte zu verstehen, soweit nicht die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen 
Zweck eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. 

4. Die Eigenschaften von Mustern bzw. Probeexemplaren werden nur dann Vertragsbestandteil, 
wenn dies ausdrücklich in Textform vereinbart wurde. 

5. Außer im Vertrag ausdrücklich vom Verkäufer übernommenen Garantien bestehen keine weite-
ren. Insbesondere sind Beschreibungen des Vertragsgegenstands oder des Liefer- und Leis-
tungsumfangs, Eigenschaftsfestlegungen und technische Daten nicht als Beschaffenheitsgarantie 
zu verstehen. Eine Garantie gilt nur dann als vom Verkäufer übernommen, wenn er mindestens 
in Textform eine Eigenschaft und/oder einen Leistungserfolg als „rechtlich garantiert“ bezeichnet 
hat. 

6. Der Käufer kann an die bestellten Waren qualitativ Ansprüche nur in einer Höhe stellen, wie sie 
billigerweise oder handelsüblich bei Waren in der Preislage der bestellten gestellt werden kön-
nen. 

7. Bei der gelieferten Ware sind handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die aufgrund 
rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen darstellen, sowie die Ersetzung 
von Bauteilen durch gleichwertige Teile zulässig und berechtigen nicht zu Beanstandungen und 
Ansprüchen gegenüber dem Verkäufer, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertraglich vorgese-
henen Zweck nicht beeinträchtigen und etwaig vereinbarte Spezifikationen eingehalten werden. 
Vorstehendes gilt auch beim Verkauf aufgrund eines Warenmusters. 

8. Tritt zwischen Geschäftsabschluss und Lieferung, sofern mindestens vier Monate vergangen 
sind, eine wesentliche Änderung bestimmter Kostenfaktoren –  Löhne, Material, Packmaterial o-
der Fracht – ein, so kann der vereinbarte Preis entsprechend dem Einfluss der maßgebenden 
Kostenfaktoren in angemessenem Umfang angepasst werden, maximal um 10 %. Der Käufer hat 
das Recht, vom Vertrage zurückzutreten, soweit der Verkäufer an einem Preiserhöhungsverlan-
gen trotz Ankündung der Rücktrittsabsicht des Käufers festhält. 

9. Lieferfristen gelten vorbehaltlich richtiger sowie rechtzeitiger Selbstbelieferung; ist ein bestimmter 
Liefertermin bzw. eine bestimmte Lieferfrist vereinbart und schriftlich verkäuferseitig bestätigt, so 
setzt die Fälligkeit des Lieferanspruchs bzw. der Beginn der Lieferfrist die technische Abklärung 
des jeweiligen Auftrags voraus. Die Lieferfrist gilt als eingehalten, wenn die Ware zum vereinbar-
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ten Zeitpunkt das Werk/Lager verlassen hat oder bei Versendungsunmöglichkeit die Versandbe-
reitschaft  dem Käufer gemeldet ist. Bei Lieferverzögerungen ist eine angemessene Nachfrist zu 
setzen, die jedenfalls ein Viertel der vereinbarten Lieferfrist,  mindestens jedoch 6 Arbeitstage be-
tragen muss. 

10. Verpackungskosten gehen zu Lasten des Käufers. 
 

        § 3 Lieferung, Verzug, Rücktritt 
1. Für Lieferungen des Verkäufers ist dessen Ladestelle Erfüllungsort; bei Anlieferung trägt  der 

Käufer die Gefahr. Bei geänderter Anweisung  trägt der Käufer die Kosten. 
2. Versicherungen werden nur auf schriftliches Verlangen und auf Kosten des Käufers abgeschlos-

sen. 
3. Lieferung frei Bestimmungsort bedeutet: Anlieferung ohne Abladen. Das Abladen hat unverzüg-

lich und sachgerecht durch den Käufer zu erfolgen. 
4. Der Verkäufer ist zu Teillieferungen berechtigt, wenn 

- die Teillieferung für den Käufer im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks  
  verwendbar ist, 
- die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 
- dem Käufer hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder keine zusätzlichen Kosten  
  entstehen (es sei denn, der Käufer erklärt sich zur Übernahme dieser Kosten bereit). 

5. Wird der Käufer nicht warenkreditversichert, so ist der Verkäufer erst dann verpflichtet, die Ferti-
gung in Angriff zu nehmen, wenn eine gleichwertige Sicherheit gestellt worden ist; dementspre-
chend verschieben sich auch  sämtliche vereinbarte Fristen. 

6. Eine Vertragsstrafenregelung wird  nur anerkannt, sofern eine solche individuell mit dem Verkäu-
fer ausgehandelt ist. Der Verkäufer erkennt keinesfalls den Ausschluss des § 341 Satz 3 BGB an. 

7. Kommt der Verkäufer in Verzug, dann ist seine Haftung für den Ersatz des Verzögerungsscha-
dens im Falle einfacher Fahrlässigkeit auf 5 % des Vertragspreises begrenzt. Weitere Ansprüche 
des Käufers bleiben unberührt. 

8. Soweit die zu liefernde Sache nur nach Gattungsmerkmalen bestimmt ist, haftet der Verkäufer 
nur dann auf Ersatz eines Schadens, wenn er nicht nachweist, dass er die Nichtleistung, die Ver-
spätung der Lieferung oder die Schlechtleistung nicht zu vertreten hat. Ergänzend gelten die Re-
gelungen des § 6 der AGB. 

9. Der Käufer kann im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen vom Vertrag nur zurücktreten, 
wenn der Verkäufer die Pflichtverletzung zu vertreten hat. 

 
        § 4 Zahlung 

1. Bei Barverkauf ist der Kaufpreis sofort bei Empfang der Ware ohne Abzug zahlbar.  
2. Der Zielverkauf bedarf der gesonderten schriftlichen Vereinbarung. 
3.  Bei einer Skontovereinbarung ist der Skontoabzug nur zulässig, wenn der Käufer ansonsten 

keine mehr als 30 Tage fälligen Rechnungen beim Verkäufer zu regulieren hat; skontierfähig ist 
nur der Warenwert ohne Fracht. Ablade - bzw. Montagekosten, Dienstleistungen sind nicht skon-
tierfähig; sind Teillieferungen und Teilzahlungen vereinbart, so entfällt die Skontoabzugsberechti-
gung auch hinsichtlich der Teillieferung, wenn die letzte Teillieferung nicht innerhalb der verein-
barten Skontofrist gezahlt wird. 

4. Zahlungen sind nur dann fristwahrend, wenn sie innerhalb der Frist vorbehaltlos auf dem Konto 
des Verkäufers eingegangen sind.  

5. Aufrechnungsrechte stehen dem Auftraggeber nur zu, wenn seine Gegenansprüche rechtskräftig 
festgestellt, unbestritten oder von uns anerkannt sind. 

6. Ein Zurückbehaltungsrecht des Käufers ist ausgeschlossen, es sei denn, die Gegenforderung 
des Käufers stammt aus demselben Vertragsverhältnis und ist unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt. 

7. Kommt der Käufer mit der Zahlung einer fälligen Forderung in Verzug, so werden alle weiteren 
Forderungen, die der Verkäufer gegen den Käufer aus anderen Rechtsverhältnissen hat und die 
bereits entstanden sind, auch sofort fällig; in diesem Fall erlöschen also durch den Verkäufer ein-
geräumte Zahlungsziele, Stundungen oder ähnliche Zahlungshilfen. Außerdem ist der Verkäufer 
in diesem Fall berechtigt, Leistungen, die er noch zu erbringen habt, zurückzubehalten. 

8. Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar, dass der Anspruch auf den Kaufpreis durch man-
gelnde Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet wird (z. B. durch Antrag auf Eröffnung eines In-
solvenzverfahrens) so ist der Verkäufer nach den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverwei-
gerung und - gegebenenfalls nach Fristsetzung - zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 
BGB). Bei Verträgen über die Herstellung unvertretbarer Sachen (Einzelanfertigungen) kann der 
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Verkäufer den Rücktritt sofort erklären; die gesetzlichen Regelungen über die Entbehrlichkeit der 
Fristsetzung bleiben unberührt. 

 
        § 5 Gefahrübergang, Gewährleistung 
1. Die Gefahr geht auf den Käufer über, sobald die Ware das Werk des Verkäufers verlassen hat. 

Ist die Ware versandbereit und verzögert sich die Versendung oder unterbleibt die Sendung bzw. 
die Abnahme aus Gründen, die der Käufer zu vertreten hat, so geht die Gefahr mit dem Zugang 
der Anzeige der Versandbereitschaft beim Käufer auf diesen über. 

2. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln sind ausgeschlossen für die Folgen fehlerhafter Be-
nutzung (insbesondere bei nicht nach dem Stand der Technik entsprechender Montage oder 
Montage entgegen der Montageanleitung) oder natürlicher Abnutzung der Ware, übermäßigem 
Einsatz oder ungeeignete Betriebsmittel sowie die Folgen physischer, chemischer oder elektri-
scher Einflüsse, die nicht den vorgesehenen, durchschnittlichen Standardeinflüssen entsprechen. 

3. Der Käufer hat, soweit er Kaufmann ist, die Obliegenheiten des § 377 HGB zu beachten. Bei An-
lieferung erkennbare Mängel müssen zudem dem Transportunternehmen gegenüber gerügt und 
die Aufnahme der Mängel von diesem veranlasst werden. Mängelrügen müssen eine nach Kräf-
ten zu detaillierende Beschreibung des Mangels enthalten. Eine nicht fristgerechte Rüge schließt 
jeglichen Anspruch des Käufers aus. 

4. Mit Beginn der Verarbeitung, Bearbeitung, Verbindung oder Vermischung mit anderen Sachen 
gilt die gelieferte Ware als vertragsgemäß vom Käufer genehmigt. Entsprechendes gilt im Falle 
der Weiterversendung vom ursprünglichen Bestimmungsort. 

5. Ansprüche des Käufers wegen der zum Zweck der Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 
insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die 
Aufwendungen sich erhöhen, weil die vom Verkäufer gelieferte Ware nachträglich an einen ande-
ren Ort als die Niederlassung des Käufers verbracht worden ist, es sei denn, die Verbringung ent-
spricht ihrem bestimmungsgemäßen Gebrauch. 

6. Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beträgt 12 Monate, gerechnet vom Tage des Gefahr-
übergangs (siehe § 5 Nr. 1 der AGB), im Falle der käuferseitigen An- oder Abnahmeverweige-
rung vom Zeitpunkt der Bereitstellungsanzeige zur Warenübernahme an. Dies gilt nicht bei Bau-
verträgen, bei Sachen, die entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk ver-
wendet worden sind und dessen Mangelhaftigkeit verursacht haben, bei Ansprüchen wegen Ver-
letzung von Leben, Körper und Gesundheit, bei mindestens grob fahrlässigen Pflichtverletzungen 
durch den Verkäufer oder eines seiner gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen sowie für 
Schadensersatzansprüche aus einer Garantie. Unberührt bleiben auch gesetzliche Sonderrege-
lungen für dingliche Herausgabeansprüche Dritter, bei Arglist des Verkäufers und für Ansprüche 
im Lieferantenregress bei Endlieferung an einen Verbraucher.  

 
        § 6 Haftung für Schäden 
1. Der Verkäufer haftet für Schäden – gleich aus welchem Rechtsgrund – uneingeschränkt 

a) bei Vorsatz, 
b) bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit, 
c) im Falle des Verzugs, soweit ein fixer Liefer- und/oder fixer Leistungszeitpunkt vereinbart war, 
d) bei Mängeln, die er arglistig verschwiegen oder deren Abwesenheit er garantiert hat, 
e) bei Mängeln des Liefergegenstands, soweit nach Produkthaftungsgesetz für Personen- oder 
Sachschäden an privat genutzten Gegenständen gehaftet wird. 

2. Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Verkäufer ebenfalls, im 
Falle einfacher Fahrlässigkeit jedoch begrenzt auf die Schäden, die der Verkäufer bei Vertrags-
schluss als mögliche Folge einer Vertragsverletzung vorausgesehen hat oder die er bei Beach-
tung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müssen und die bei bestimmungsgemäßer Ver-
wendung des Liefergegenstands typischerweise zu erwarten sind. Wesentliche Vertragspflichten 
sind solche Pflichten, die vertragswesentliche Rechtspositionen des Käufers schützen, die ihm 
der Vertrag nach seinem Inhalt und Zweck gerade zu gewähren hat, und solche Verpflichtungen, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst ermöglicht und 
auf deren Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut hat und vertrauen darf. 

3. Verkäufer haftet auch für Schäden, die durch grobe Fahrlässigkeit entstehen. Sind jedoch andere 
als wesentliche Vertragspflichten verletzt worden und auch andere Rechtsgüter als Leben, Kör-
per oder Gesundheit betroffen, so ist seine Haftung im Falle grober Fahrlässigkeit ebenfalls be-
grenzt auf die Schäden, die er bei Vertragsschluss als mögliche Folge einer Vertragsverletzung 
vorausgesehen hat oder die er bei Beachtung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraussehen müs-
sen und die bei bestimmungsgemäßer Verwendung des Liefergegenstands typischerweise zu 
erwarten sind. 
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4. Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. 
5. Die in den Absätzen Nr. 1 bis 4 genannten Haftungsausschlüsse und -begrenzungen gelten 

ebenfalls für entsprechende Pflichtverletzungen der Erfüllungsgehilfen des Verkäufers. 
6. Soweit die Schadensersatzhaftung gegenüber dem Verkäufer ausgeschlossen oder einge-

schränkt ist, gilt dies auch im Hinblick auf die persönliche Schadensersatzhaftung seiner Organe, 
gesetzlichen Vertreter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen. 

 
       § 7 Eigentumsvorbehalte, Abtretungen 
1. Die gelieferte Ware bleibt bis zur Bezahlung des Kaufpreises und Tilgung aller aus der Ge-

schäftsverbindung bestehenden Forderungen und der im Zusammenhang mit dem Kaufgegen-
stand noch entstehenden Forderungen als Vorbehaltsware Eigentum des Verkäufers. Die Einstel-
lung einzelner Forderungen in eine laufende Rechnung oder die Saldoziehung und deren Aner-
kennung heben den Eigentumsvorbehalt nicht auf. Wird im Zusammenhang mit der Bezahlung 
des Kaufpreises durch den Käufer eine wechselmäßige Haftung des Verkäufers begründet, so 
erlischt der Eigentumsvorbehalt nicht vor Einlösung des Wechsels durch den Käufer als Bezoge-
nen. Bei Zahlungsverzug des Käufers ist der Verkäufer zur Rücknahme der Vorbehaltsware nach 
Rücktritt vom Vertrag berechtigt und der Käufer zu Herausgabe verpflichtet. 

2. Wird Vorbehaltsware vom Käufer zu einer neuen beweglichen Sache verarbeitet, so erfolgt die 
Verarbeitung für den Verkäufer, ohne dass dieser hieraus verpflichtet wird. Die neue Sache wird 
Eigentum des Verkäufers. Bei Verarbeitung zusammen mit nicht dem Verkäufer gehörender 
Ware erwirbt der Verkäufer Miteigentum an der neuen Sache nach dem Verhältnis des Wertes 
der Vorbehaltsware zu der anderen Ware zur Zeit der Verarbeitung. Wird Vorbehaltsware mit 
nicht dem Verkäufer gehörender Ware gem. §§ 947, 948 BGB verbunden, vermischt oder ver-
mengt, so wird der Verkäufer Miteigentümer entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen. Er-
wirbt der Käufer mit Verbindung, Vermischung oder Vermengung ein Eigentum, so überträgt er 
schon jetzt an den Verkäufer Miteigentum nach dem Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsware 
zu der Ware zur Zeit der Verbindung, Vermischung oder Vermengung. Der Käufer hat in diesen 
Fällen die im Eigentum oder Miteigentum des Verkäufers stehende Sache, die ebenfalls als Vor-
behaltsware i.S. der nachfolgenden Bestimmung gilt, unentgeltlich zu verwahren. 

3. Wird Vorbehaltsware vom Käufer, allein oder zusammen mit nicht dem Verkäufer gehörender 
Ware veräußert, so tritt der Käufer schon jetzt die aus der Weiterveräußerung entstehenden For-
derungen in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit allen Nebenrechten und Rang vor dem 
Rest ab; der Verkäufer nimmt die Abtretung an. Wert der Vorbehaltsware ist der Rechnungsbe-
trag des Verkäufers zuzüglich eines Sicherungsaufschlages von 10%, der jedoch außer Ansatz 
bleibt, soweit ihm Rechte Dritter entgegenstehen. Wenn die weiterveräußerte Vorbehaltsware im 
Miteigentum des Verkäufers steht, so erstreckt sich die Abtretung der Forderung auf den Betrag, 
der dem Anteilswert des Verkäufers an Miteigentum entspricht. Absatz Nr. 1 Satz 2 gilt entspre-
chend für den verlängerten Eigentumsvorbehalt; die Vorausabtretung gemäß Absatz Nr. 3 Satz 1 
und 3 erstreckt sich auf die Saldoforderung. 

4. Der Käufer ist zur Weiterveräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau der Vorbehaltsware nur 
im üblichen, ordnungsgemäßen Geschäftsgang und nur mit der Maßgabe berechtigt und ermäch-
tigt, dass die Forderungen im Sinne von Absatz Nr. 3 auf den Verkäufer tatsächlich übergehen. 
Zu anderen Verfügungen über die Vorbehaltsware, insbesondere Verpfändung oder Sicherungs-
übereignung, ist der Käufer nicht berechtigt. Er ist verpflichtet, die Rechte des Verkäufers bei 
Weiterverkauf der Vorbehaltsware in Höhe des Kaufpreisanspruches auf Kredit zu sichern. 

5. Der Verkäufer ermächtigt den Käufer unter Vorbehalt des Widerrufs zur Einziehung der gemäß 
Absatz Nr. 3 und 4 abgetretenen Forderungen. Der Verkäufer wird von der eigenen  Einziehungs-
befugnis keinen Gebrauch machen, solange der Käufer seinen Zahlungsverpflichtungen, auch 
gegenüber Dritten, nachkommt. Auf Verlangen des Verkäufers hat der Käufer die Schuldner der 
abgetretenen Forderungen zu benennen und diesen die Abtretung anzuzeigen; der Verkäufer ist 
ermächtigt, den Schuldnern die Abtretung auch selbst anzuzeigen. 

6. Über Zwangsvollstreckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware oder in die abgetretenen 
Forderungen hat der Käufer den Verkäufer unverzüglich unter Übergabe der für den Widerspruch 
notwendigen Unterlagen zu unterrichten. Dies gilt auch für Beeinträchtigungen sonstiger Art.  

7. Mit Zahlungseinstellung, Beantragung oder Eröffnung des Insolvenzverfahrens, eines außerge-
richtlichen Vergleichsverfahrens erlöschen das Recht zur Weiterveräußerung, zur Verwendung 
oder zum Einbau der Vorbehaltsware und die Ermächtigung zum Einzug der abgetretenen Forde-
rungen, bei einem Scheck- oder Wechselprotest erlischt die Einzugsermächtigung ebenfalls. 

8. Die für den Verkäufer bestellten Sicherheiten erstrecken sich auch auf diejenigen Verbindlichkei-
ten, die im Falle der Insolvenz durch den Insolvenzverwalter einseitig im Wege der Erfüllungs-
wahl begründet werden. 
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        § 8 Rechtswahl, Erfüllungsort, Gerichtsstand 
1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der Normen, die in eine an-

dere Rechtsordnung verweisen, und des UN-Kaufrechts (CISG). 
2. Ist der Käufer Kaufmann, so ist Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis 

der Hauptsitz des Verkäufers. 
3. Bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten ist die Klage bei dem Gericht 

zu erheben, das für den Hauptsitz des Verkäufers zuständig ist. Der Verkäufer ist auch berech-
tigt, am Hauptsitz des Käufers zu klagen. 


